
TOP 13a 

Antrag an die 1. Ordentliche Mitgliederversammlung 2019 des ORSO Berlin e.V. 

Antragsteller: Vorstand 

 Betreff: Beitragsordnung 

Die Mitgliederversammlung möge beschließen, den beigefügten Entwurf der 
Beitragsordnung anzunehmen, mit dem rückwirkend zum 01.07.2019 die 
monatlichen Beiträge verdoppelt werden und gleichzeitig die Beitragsregelungen mit 
dem Freiburger Verein synchronisiert werden. 

Begründung: 

Der der Aufbauphase geschuldete niedrige Mitgliedsbeitrag steht in keinem 
Verhältnis zu den angebotenen Leistungen. Diese bestehen eben nicht nur aus der 
Probenarbeit und den Konzerten sondern auch aus weiteren Leistungen, wie z.B. der 
angebotenen Stimmbildung. Die rückwirkende Erhöhung wurde in den Proben 
bereits thematisiert. 

Im Hinblick und im Vorgriff auf zukünftige organisatorische Anpassung ist zudem 
angezeigt, die Beitragsordnungen beider Teilvereine aufeinander abzustimmen und 
anzupassen. 

Hierzu gehört auch die Regelung von Rabatten. 



TOP 13b 

Antrag an die 1. Ordentliche Mitgliederversammlung 2019 des ORSO Berlin e.V. 

Antragsteller: Vorstand 

Betreff: Vergütung des Künstlerischen Leiters  

Die Mitgliederversammlung möge beschließen, die bisherige Vergütung unter dem 
Vorbehalt der Liquidität des Vereines für weitere 12 Monate zu gewähren. 

Begründung: 

Die Tätigkeit des KL für den Verein beinhaltet sich nicht nur auf rein künstlerische 
Aspekte sondern erstreckt sich weit über diese hinaus, sowohl im Hinblick auf 
organisatorische als auch Programmieraufgaben. Unstreitig kann dies nicht ohne 
Vergütung erfolgen. Solange er Verein dazu in der Lage ist, soll daher die Vergütung 
in bisheriger Höhe weitergezahlt werden. 



TOP 13c 

Antrag an die 1. Ordentliche Mitgliederversammlung 2019 des ORSO Berlin e.V. 

Antragsteller: Vorstand 

Betreff: Weitere Anmietung der Geschäftsstelle 

Die Mitgliederversammlung möge beschließen, die Kosten der Geschäftsstelle unter 
dem Vorbehalt der Liquidität des Vereines für weitere 12 Monate zu übernehmen. 

Begründung: 

Solange es einen selbständigen Verein in Berlin gibt, ist der Betrieb einer 
Geschäftsstelle unerlässlich. Daher ist eine entsprechende Anmietung sachgerecht 
und soll sich im bisherigen Rahmen bewegen (Untermietverhältnis beim KL, 50 v.H. 
des angemieteten Objektes bis zu einer maximalen Höhe von 1.500,- € p.m. zzgl 50 
v.H. der Verwaltungskosten (Telefon, Internet usw.). Die weitere Anmietung steht 
unter dem Vorbehalt der Liquidität des Vereines. 

Der KL ist gehalten, kostendämpfende Maßnahme wie z.B. weitere Untervermietung 
weiterhin zu ergreifen.


